
S-09-003-5 Bestätigung der Satzung

Antragsteller*in: KV Coburg-Land
Beschlussdatum: 05.11.2026

Änderungsantrag zu S-09

Nach Zeile 3 einfügen:
Abweichend wird Paragraph 14 der Satzung, Punkt 8, 2. Absatz 3.Satz ergänzt zu folgendem Wortlaut:

Antragsberechtigt sind Ortsverbandsversammlungen, Kreismitgliederversammlungen bzw.
Kreisdelegiertenversammlungen, die Landesversammlungen bzw. Landesdelegiertenkonferenzen, der
Länderrat, der Frauenrat, der Diversitätsrat, der Bundesfinanzrat, der Parteirat, der BAG-
Sprecher*innenrat, die Bundesarbeitsgemeinschaften, der Bundesvorstand, die Landesvorstände, die
Antragskommission im Rahmen ihrer Aufgaben, die allgemeinen Parteiausschüsse gem. § 13
Parteiengesetz auf Landesebene (Landesausschüsse etc.), 55 Mitglieder, davon mindestens 28 Frauen,
die gemeinschaftlich einen Antrag stellen, die Bundesmitgliederversammlung der GRÜNEN JUGEND und
der Bundesvorstand der GRÜNEN JUGEND.

Begründung

Die Abschaffung des Antragsrecht der Ortsverbände durch die Urabstimmung stellt eine nicht
zielführende Einschränkung der demokratischen Mitwirkungsrechte bei Bündnis90/Die Grünen dar,
bricht mit der Mitwirkungstradition der Grünen und entwertet die Basisarbeit in Stadt und Land. Zudem
wurde sie ebenso wie die Mindestfrauenanzahl ohne die satzungsgemäße 2/3 Mehrheit beschlossen
und ist daher rechtlich umstritten. Die aktuelle Regelung über eine prozentuale Mindestanzahl der
Unterstützer*innen (basierend auf den Mitgliederzahlen zum 31.12. des Vorjahres) führt in der Praxis zu
erheblicher Verwirrung und einer faktischen Hürde für die demokratische Teilhabe. Da die genaue Zahl
oft erst mit Öffnung des Antragsgrüns feststeht, ist eine rechtzeitige Planung kaum möglich.
Im Vergleich zur Satzung vor der Urabstimmung (in de r ǰ450 Mitglieder erforderlich waren) stellt die
Fixierung auf 55 Personen eine moderate Anpassung dar. Im Vergleich zur derzeit gültigen
Prozentregelung (die aktuell bei Antragsteller*in plus 91 Personen liegt) bedeutet dieser Antrag jedoch
eine notwendige Senkung der Hürde.
Eine zu hohe Mindestanzahl benachteiligt insbesondere Mitglieder ohne große Netzwerke, Menschen,
die weniger bekannt sind oder nicht zu etablierten Kreisen gehören. Um eine echte Teilhabe für alle
wiederherzustellen und zu verhindern, dass gute inhaltliche Beiträge an fehlenden Netzwerk-
Kapazitäten scheitern, ist eine transparente, feste Zahl zwingend erforderlich.
Die explizite Nennung von 28 Frauen setzt das Ziel „Mindestens die Hälfte der Macht“ (Frauenstatut)
klar um. Da diese Mindestquotierung nun direkt und konkret in die Zahl der erforderlichen Mitglieder
integriert ist, wird die ergänzende Formulierung zur Hälfte der Mindestunterstützer*innenzahl hinfällig
und wird daher gestrichen. Dies schafft die nötige Planungssicherheit und nimmt den unproduktiven
Druck aus dem Prozess der Mitunterzeichner*innensuche.

52. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
Berlin, 04. - 06. Dezember 2026
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